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Regierungsvorlage 
Juni 2022                                                                                                                                                                  zu Zl. 01-VD-LG-527/2021-78 

Gesetz, mit dem das Kärntner Schulgesetz 
geändert wird 

Textgegenüberstellung 
 
 

Geltende Fassung 

 

Vorgeschlagene Fassung 

 
Artikel I 

Änderung des Kärntner Schulgesetzes 
 

Kärntner Schulgesetz - K-SchG 

StF: LGBl Nr 58/2000 (WV)  
 

Änderung 

 LGBl Nr 46/2001 

 LGBl Nr 27/2003 

 LGBl Nr 35/2007 

 LGBl Nr 52/2007  

 LGBl Nr 53/2008 

 LGBl Nr 7/2009 

 LGBl Nr 42/2010 

 LGBl Nr 59/2010 

 LGBl Nr 92/2012 

 LGBl Nr 5/2013 

 LGBl Nr 85/2013 

 LGBl Nr 41/2014 

 LGBl Nr 14/2015 

 

Das Kärntner Schulgesetz – K-SchG, LGBl. Nr. 58/2000, zuletzt geändert 
durch das Gesetz LGBl. Nr. 29/2021, wird wie folgt geändert: 
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 LGBl Nr 70/2017 

 LGBl Nr 82/2018 

 LGBl Nr 74/2019 

 LGBl Nr 29/2020 

 LGBl Nr 60/2020 

 LGBl Nr 117/2020 

 LGBl Nr 29/2021 
 

Inhaltsverzeichnis 

1. Abschnitt 

Allgemeines 

 § 1  Begriffsbestimmungen und Verweise 
 § 1a  Ganztägige Schulformen 
 § 2  Schulerhalter 
 § 3  Beistellung von Personal 
 § 4  Allgemeine Zugänglichkeit der öffentlichen 

Pflichtschulen 
 § 4a  Deutschförderklassen und Deutschförderkurse 
 § 4b  Personenbezogene Bezeichnungen 
 § 4c  Klassenschülerzahl 
… 
 

11. Abschnitt 
Kosten 

 § 60  Kostenträger 
 § 60a Kostentragung im Falle des Bestehens eines 

Schulclusters 
 § 61  Schulerhaltungsbeiträge für Volksschulen und 

Sonderschulen 
 § 62  Schulerhaltungsbeiträge für Mittelschulen und 

Polytechnische Schulen 
 § 63  Schulerhaltungsbeiträge für Berufsschulen 
 § 64  Schulerhalter in verschiedenen Bundesländern 
 § 65  Umlagen 

 
 
 
 
 
 
 
 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

 a) der Eintrag „§ 4b Personenbezogene Bezeichnungen“ wird durch den 
Eintrag „§ 4b Personenbezogene Ausdrücke“ ersetzt; 

 b) nach dem Eintrag „§ 4c Klassenschülerzahl“ wird der Eintrag „§ 4d 
Sommerschule“ eingefügt; 
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 § 66  Verfahren 
 § 66a Sonderfinanzierung der Bereitstellung und 

Koordination sonderpädagogischer   
 Maßnahmen 

 § 67  Beiträge des Landes 
 § 68  Unentgeltlichkeit des Schulbesuches 
 § 68a Beiträge im Schuljahr 2020/21 
 
… 
 

 

 c) der Eintrag „§ 66a Sonderfinanzierung der Bereitstellung und 
Koordination sonderpädagogischer Maßnahmen“ wird durch den 
Eintrag „§ 66a Sonderfinanzierung der Bereitstellung 
sonderpädagogischer Maßnahmen“ ersetzt; 

 

 d) nach dem Eintrag „§ 68 Unentgeltlichkeit des Schulbesuches“ wird 
der Eintrag „§ 68a Beiträge im Schuljahr 2021/22“ eingefügt. 

 

1. Abschnitt 

Allgemeines 

§ 1 

Begriffsbestimmungen und Verweise 

(1) Volksschulen, Mittelschulen, Sonderschulen, Polytechnische Schulen 
und Berufsschulen sind öffentliche Pflichtschulen, wenn ihre Errichtung, 
Erhaltung und Auflassung einem gesetzlichen Schulerhalter obliegt. 

(2) Schülerheime sind öffentliche Schülerheime, wenn sie ausschließlich 
oder vorwiegend für Schüler öffentlicher Pflichtschulen bestimmt sind und ihre 
Errichtung, Erhaltung und Auflassung einem gesetzlichen Heimerhalter obliegt. 

(3) Die Errichtung einer Schule ist ihre Gründung und die Festsetzung ihrer 
örtlichen Lage. 

(4) Die Erhaltung einer Schule ist die Bereitstellung (Neubau, Änderung 
durch Ausbau, Umbau, Zubau, Kauf oder sonstige Beschaffung) und 
Instandhaltung des Schulgebäudes und der übrigen Schulliegenschaften, deren 
Reinigung, Beleuchtung und Beheizung, die Anschaffung und Instandhaltung der 
Einrichtung und Unterrichtsmittel, die Deckung des sonstigen Sachaufwandes 
sowie die Beistellung des zur Betreuung des Schulgebäudes und der übrigen 
Schulliegenschaften allenfalls erforderlichen Hilfspersonals (wie Schulwart, 
Reinigungspersonal, ); im Rahmen der Schulerhaltung kann ferner Hilfspersonal, 
das für die administrative Unterstützung der Schulleitung erforderlich ist, 
beigestellt werden. Ferner ist für die Beistellung von Schulärzten in einer Weise 
vorzusorgen, daß die ihnen auf Grund schulrechtlicher Vorschriften obliegenden 
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Aufgaben durchgeführt werden können. Im Rahmen der Schulerhaltung ist auch 
für die Beistellung des erforderlichen Hilfspersonals für pflegerisch-helfende 
Tätigkeiten beim Unterricht für Kinder, die eine schwere Beeinträchtigung im 
Bereich der Selbstversorgung oder Mobilität aufweisen, zu sorgen, sofern und 
solange dies erforderlich ist, um diesen Kindern die Teilnahme am Unterricht, bei 
ganztägigen Schulformen auch am Betreuungsteil (§ 1a Abs. 1 lit. a bis c), zu 
ermöglichen. Den Bedarf und das Ausmaß des Einsatzes des Hilfspersonals an 
den einzelnen Schulen ermittelt und bestimmt jeweils der Schulerhalter unter 
Bedachtnahme auf die Feststellungen der Bildungsdirektion. Bei ganztägigen 
Schulformen umfasst die Erhaltung einer Schule auch die Kosten für die 
Freizeitbetreuung und die Vorsorge für die Verpflegung - soweit diese Kosten 
nicht durch Beiträge (§ 68 Abs. 1a) gedeckt sind. 

(5) Die Bestimmungen der Abs. 3 und 4 gelten sinngemäß für Schülerheime. 

(6) Die öffentlichen Pflichtschulen werden in diesem Gesetz kurz 
Volksschulen, Mittelschulen, Sonderschulen, Polytechnische Schulen und 
Berufsschulen, die öffentlichen Schülerheime kurz Schülerheime genannt. 

(7) Allgemein bildende Pflichtschulen haben die in diesem Gesetz 
vorgesehene Schulart (Volksschule, Mittelschule, Sonderschule, Polytechnische 
Schule) und ihren Standort in ihrer Bezeichnung zu führen. Über die nähere 
Standortbezeichnung sowie über die Verwendung eigennamenähnlicher 
Bezeichnungen entscheidet der gesetzliche Schulerhalter. Schulen mit 
schulautonomen Schwerpunkten oder Schulen, die als Schulversuch geführt 
werden, dürfen zusätzlich zur Schulartbezeichnung eine auf die schulautonome 
Schwerpunktsetzung oder den Schulversuch hinweisende Bezeichnung führen. 
Die Verwendung und die Änderung einer eigennamenähnlichen Bezeichnung 
sind der Bildungsdirektion unverzüglich anzuzeigen. 

 (7a) Unter Bildungsdirektion im Sinne dieses Gesetzes ist die 
Bildungsdirektion für Kärnten zu verstehen. 

(8) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind 
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(9) Verweisungen in diesem Gesetz auf Bundesgesetze sind als 
Verweisungen auf folgende Fassungen zu verstehen: 

 1. Schulunterrichtsgesetz – SchUG, BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 80/2020; 

 2. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 80/2020; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. § 1 Abs. 9 lautet: 

(9) Verweisungen in diesem Gesetz auf Bundesgesetze sind als 
Verweisungen auf folgende Fassungen zu verstehen: 

 1. Schulunterrichtsgesetz – SchUG, BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 232/2021; 

 2. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 232/2021; 
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 3. Schulzeitgesetz 1985, BGBl. Nr. 77/1985, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020; 

 4. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76/1985, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020; 

 5. Berufsausbildungsgesetz – BAG, BGBl Nr. 142/1969, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 112/2020; 

 7. Finanzausgleichsgesetz 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 103/2019; 

 8. Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 194/1961, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 99/2020; 

 9. Strafregistergesetz 1968, BGBl. Nr. 277/1968, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 105/2019; 

 10. Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz – BD-EG, BGBl. I Nr. 
138/2017. 

 
 

(10) Soweit in diesem Gesetz auf Bundesverfassungsgesetze verwiesen wird, 
sind diese in der nachstehend angeführten Fassung anzuwenden:  

Bundesverfassungsgesetz vom 18. Juli 1962, mit dem das Bundes-
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens 
abgeändert wird, BGBl. Nr. 215/1962, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 138/2017. 

(11) Soweit in diesem Gesetz auf Verordnungen des Bundes verwiesen wird, 
sind diese in der nachstehend angeführten Fassung anzuwenden: 

Verordnung der Bundesministerin für Bildung und Frauen über 
Qualifikationen, die zur Ausübung von Erziehungstätigkeiten im Rahmen der 
Freizeit an ganztägigen Schulformen befähigen (Schulische-Freizeit-
Betreuungsverordnung), BGBl. II Nr. 374/2017. 

 3. Schulzeitgesetz 1985, BGBl. Nr. 77/1985, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 232/2021; 

 4. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76/1985, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 232/2021; 

 5. Berufsausbildungsgesetz – BAG, BGBl Nr. 142/1969, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2021; 

 7. Finanzausgleichsgesetz 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 10/2022; 

 8. Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 194/1961, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 228/2021; 

 9. Strafregistergesetz 1968, BGBl. Nr. 277/1968, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 105/2019; 

 10. Bildungsdirektionen-Einrichtungsgesetz – BD-EG, BGBl. I Nr. 
138/2017; 

 11. Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetz – EisbEG, BGBl. Nr. 
71/1954, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 111/2010. 

 
 

§ 4b 
Personenbezogene Bezeichnungen 

Soweit in diesem Gesetz Bezeichnungen ausschließlich in weiblicher oder 
männlicher Form verwendet werden, sind gemäß Art. 37 der Kärntner 
Landesverfassung beide Geschlechter gemeint. 

3. § 4b lautet: 

§ 4b 
Personenbezogene Ausdrücke 

Soweit in diesem Gesetz personenbezogene Ausdrücke verwendet werden, 
betreffen diese, soweit dies inhaltlich in Betracht kommt und nicht ausdrücklich 
anderes bestimmt ist, gemäß Art. 37 der Kärntner Landesverfassung alle 
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Geschlechter gleichermaßen. 
 
 4. Nach § 4c wird folgender § 4d eingefügt: 

§ 4d 
Sommerschule 

(1) Die Durchführung von Förderunterricht in der unterrichtsfreien Zeit 
gemäß § 8 lit. g sublit. dd des Schulorganisationsgesetzes (Sommerschule) kann 
klassen-, schulstufen- und schulstandortübergreifend erfolgen. Die Einrichtung 
der Sommerschule bedarf der Zustimmung der Bildungsdirektion und des 
jeweiligen Schulerhalters. Die Bildungsdirektion darf die Zustimmung nur 
erteilen, wenn zumindest sechs Schüler bis zum Ende des Unterrichtsjahres 
angemeldet sind. Die Anzahl der Schüler einer Gruppe oder eines Kurses hat 
mindestens sechs und bis einschließlich der 8. Schulstufe höchstens 15 zu 
betragen. 

(2) Der Unterricht in der Sommerschule kann entweder von Lehrern oder 
Lehramtsstudierenden unter Betreuung durch die Schulleitung oder die mit der 
Leitung der Sommerschule betrauten Lehrperson erteilt werden. 

(3) Die Sommerschule kann durch die Schulleitung in den letzten beiden 
Wochen des Schuljahres eingerichtet werden. 

 

§ 47 

Teilung 

Wenn Volksschulen mit einer Mindestschülerzahl von 300 – ohne 
Einrechnung angeschlossener Sonderschulklassen –, Sonderschulen mit einer 
Mindestschülerzahl von 100, Polytechnische Schulen mit einer 
Mindestschülerzahl von 300, Mittelschulen mit einer Mindestschülerzahl von 600 
– ohne Einrechnung angeschlossener Polytechnischer Klassen – und 
Berufsschulen mit einer Mindestschülerzahl von 1600 während eines Schuljahres 
geführt werden, sind sie zu teilen, wenn die räumlichen Voraussetzungen eine 
Teilung ermöglichen und eine Minderung der Organisationsform im Hinblick auf 
die unter Berücksichtigung der Geburtenziffern voraussichtlichen Schülerzahlen 
nicht zu erwarten ist. Die Teilung ist zu widerrufen, wenn die 
Mindestschülerzahl, die Voraussetzung für die Teilung war, voraussichtlich 
dauernd nicht mehr gegeben ist. Dies gilt nicht, wenn vom Widerruf eine 
zweisprachig geführte Schule betroffen wäre. 

 
 
 
 
 
 
 
 

5. In § 47 erster Satz wird die Wortfolge „und Berufsschulen mit einer 
Mindestschülerzahl von 1600 während eines Schuljahres geführt werden,“ durch 
die Wortfolge „und Berufsschulen mit einer Mindestschülerzahl von 2000 
während eines Schuljahres geführt werden“ ersetzt. 
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§ 51 

Inanspruchnahme von Liegenschaften 

(1) Zum Zwecke der Erhaltung einer Pflichtschule kann der gesetzliche 
Schulerhalter das Eigentum an Liegenschaften oder Benützungsrechte daran in 
Anspruch nehmen. 

(2) Die Bestimmungen der §§ 45 bis 50 der Gefahrenpolizei- und 
Feuerpolizeiordnung gelten sinngemäß. 
 

6. § 51 lautet: 

§ 51 
Inanspruchnahme von Liegenschaften 

(1) Für den Neu-, Um- und Erweiterungsbau von Schulgebäuden und 
sonstigen Schulliegenschaften im Sinne des § 50 Abs. 2 sowie zur Schaffung 
geeigneter Zufahrtswege können auf Antrag des gesetzlichen Schulerhalters das 
Eigentum und die dauernde oder zeitweilige Einräumung und Aufhebung von 
dinglichen Rechten an Liegenschaften im Wege der Enteignung in Anspruch 
genommen werden, wenn der gesetzliche Schulerhalter geeignete Grundstücke 
weder aus seinem Eigentum bereitstellen noch durch Rechtsgeschäft zu einem 
angemessenen Preis erwerben kann. 

(2) Über die Notwendigkeit, den Gegenstand und den Umfang der 
Inanspruchnahme von Grundstücken sowie über eine etwaige Entschädigung und 
deren Höhe entscheidet die Landesregierung mit Bescheid. Eine Beschwerde 
gegen die im Verwaltungsweg zuerkannte Entschädigung an das 
Landesverwaltungsgericht ist nicht zulässig, doch kann jeder der beiden Teile, 
wenn er sich durch den Bescheid über die Entschädigung benachteiligt erachtet, 
innerhalb eines Jahres nach Zustellung des Bescheides der Landesregierung die 
Entscheidung über die Höhe der Entschädigung beim Landesgericht beantragen.  

(3) Von der Inanspruchnahme im Wege der Enteignung für die in Abs. 1 
angeführten Zwecke sind ausgenommen: 

 a) Grundstücke, die Zwecken dienen, für die eine Enteignung oder eine 
zwangsweise Grundüberlassung nach anderen Gesetzen möglich ist; 

 b) Grundstücke, die im Eigentum einer Gebietskörperschaft oder eines 
Gemeindeverbandes stehen und auf denen sich Gebäude befinden, die 
anderen als den in Abs. 1 genannten öffentlichen Zwecken dienen 
oder auf denen derartige Gebäude errichtet werden sollen. 

(4) Auf das Enteignungsverfahren und die Festsetzung der Entschädigung 
durch das Landesgericht sind im Übrigen die Bestimmungen des Eisenbahn-
Enteignungsentschädigungsgesetzes, BGBl. Nr. 71/1954, sinngemäß mit 
nachstehenden Abweichungen anzuwenden: 

 a) die Höhe der Entschädigung ist aufgrund der Schätzung wenigstens 
eines beeideten Sachverständigen im Enteignungsbescheid 
festzusetzen; der Enteignungsbescheid hat eine angemessene 
Leistungsfrist zu enthalten; 
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 b) wenn sich der Schulerhalter oder der Enteignete durch die 
Entscheidung über die Höhe der Entschädigung benachteiligt erachtet, 
kann jeder der beiden Teile binnen eines Jahres nach Zustellung des 
Enteignungsbescheides die Feststellung des Betrages der 
Entschädigung beim Landesgericht Klagenfurt begehren; 

 c) den Enteigneten und den zu enteignenden Personen gebührt, wenn sie 
anwaltlich vertreten oder sachverständig beraten wurden, zur 
Abgeltung von Aufwendungen, die ihnen durch rechtsfreundliche 
Vertretung oder sachverständige Beratung im Verwaltungsverfahren 
entstanden sind, eine Pauschalvergütung von 1,5 vH der im 
Verwaltungsverfahren festgesetzten Enteignungsentschädigung, 
mindestens aber 365 Euro, ohne dass es eines Nachweises über die 
tatsächlichen Kosten bedarf; wird der Antrag auf Enteignung ganz 
oder teilweise abgewiesen, ist für die Berechnung der 
Pauschalvergütung der Antrag des Schulerhalters maßgeblich; 

 d) bei der Bemessung der Entschädigung haben der Wert der besonderen 
Vorliebe und die Werterhöhung, welche die abzutretende Liegenschaft 
durch bauliche Maßnahmen erfährt, außer Betracht zu bleiben; auf die 
Verminderung des Wertes eines etwa verbleibenden 
Grundstücksrestes ist Bedacht zu nehmen; ist dieser Grundstücksrest 
unter Berücksichtigung seiner bisherigen Verwendung nicht mehr 
zweckmäßig nutzbar, so ist auf Verlangen des 
Grundstückseigentümers das ganze Grundstück einzulösen; 

 e) auf Antrag des Enteigneten kann an die Stelle einer 
Geldentschädigung eine Entschädigung in Form einer gleichartigen 
und gleichwertigen Naturalleistung treten, wenn diese dem 
Schulerhalter unter Abwägung des Einzelfalls wirtschaftlich 
zugemutet werden kann; hierüber entscheidet die Landesregierung in 
einem gesonderten Bescheid; 

 f) die Einleitung eines Enteignungsverfahrens, das sich auf verbücherte 
Liegenschaften oder verbücherte Rechte bezieht, ist durch die 
Landesregierung dem zuständigen Grundbuchsgericht zur Anmerkung 
bekannt zu geben; in gleicher Weise hat die Landesregierung das 
Grundbuchsgericht von der Einstellung des Enteignungsverfahrens zu 
verständigen; 

 g) sollte binnen fünf Jahren nach Rechtskraft der Enteignung das 
Grundstück nicht dem in Abs. 1 bezeichneten Zweck zugeführt 
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worden sein, hat der Enteignete oder dessen Rechtsnachfolger das 
Recht, die Aufhebung der Enteignung und Wiederherstellung des 
früheren Rechtszustandes in jenem Ausmaß zu begehren, das dem 
inneren Wert der seinerzeitigen Entschädigung entspricht; 

 h) der Antrag auf Festsetzung der Entschädigung durch das 
Landesgericht kann nur mit Zustimmung des Antragsgegners 
zurückgezogen werden; bei Zurücknahme des Antrages gelten der im 
Enteignungsbescheid bestimmte Entschädigungsbetrag und die 
festgesetzte Leistungsfrist; 

 i) die Vollstreckung der rechtskräftigen Entscheidung über die 
Enteignung ist erst zulässig, wenn die im Enteignungsbescheid 
ermittelte Entschädigung bezahlt oder bei einem ordentlichen Gericht 
hinterlegt ist. 

  

§ 66a 

Sonderfinanzierung der Bereitstellung 
und Koordination sonderpädagogischer 

Maßnahmen 

7. Die Überschrift des § 66a lautet: 

§ 66a 
Sonderfinanzierung der Bereitstellung 

sonderpädagogischer Maßnahmen 

 

§ 66a 

Sonderfinanzierung der Bereitstellung 
und Koordination sonderpädagogischer 

Maßnahmen 

(1) Zur Bestreitung des Sachaufwandes, der durch die Bereitstellung und 
Koordination sonderpädagogischer Maßnahmen entsteht und der nicht vom Bund 
auf Grund von Vereinbarungen ersetzt wird, haben die Gemeinden pro 
Gemeindemitglied an das Land einen jährlichen Betrag zu leisten, dessen Höhe 
sich aus der Addition der in Abs. 2 angeführten Beträge ergibt. Die Beträge der 
Gemeinden sind in monatlichen Teilbeträgen von den Ertragsanteilen der 
Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben einzubehalten. 
 

(2) Das Land hat von den Gemeinden jeweils eines politischen Bezirkes 
aufzubringenden Beträgen (Abs. 1) einen Betrag von 8 Cent pro 
Gemeindemitglied der Gemeinden des politischen Bezirkes zur Bestreitung des 
Sachaufwandes im Sinne des Abs. 1 zu verwenden, der durch die Bereitstellung 
und Koordination sonderpädagogischer Maßnahmen im politischen Bezirk 

 
 
 
 

8. § 66a Abs. 1 lautet: 

(1) Zur Bestreitung des Sachaufwandes, der durch die Bereitstellung 
sonderpädagogischer Maßnahmen im jeweiligen politischen Bezirk entsteht und 
der nicht vom Bund ersetzt wird, haben die Gemeinden einen Betrag in der Höhe 
von zehn Cent pro Gemeindemitglied der Gemeinde an das Land zu leisten. Der 
von den Gemeinden jeweils zu leistende Betrag ist in monatlichen Teilbeträgen 
von den Ertragsanteilen der Gemeinden an den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben einzubehalten. 

9. § 66a Abs. 2 lautet: 

(2) Das Land hat den von den Gemeinden gemäß Abs. 1 aufzubringenden 
Betrag zur Bestreitung des Sachaufwandes zu verwenden, der durch die 
Bereitstellung sonderpädagogischer Maßnahmen entsteht und nicht vom Bund 
ersetzt wird. 
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entsteht. 7 Cent pro Gemeindemitglied aller Gemeinden hat das Land zur 
Bestreitung des Sachaufwandes im Sinne des Abs. 1 zu verwenden, der durch die 
Bereitstellung und Koordination sonderpädagogischer Maßnahmen im gesamten 
Bereich des Landes entsteht. Hiebei ist ein für die einzelnen Zielgruppen von 
sonderpädagogischen Maßnahmen in unterschiedlicher Höhe entstehender 
Sachaufwand angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Für die bei der Berechnung der Beträge nach Abs. 1 und 2 zu ermittelnde 
Einwohnerzahl ist die Volkszahl gemäß § 10 Abs. 7 Finanzausgleichsgesetz 2017 
zu Grunde zu legen. 

(4) Die Landesregierung hat die in Abs. 2 festgelegten Beträge durch 
Verordnung entsprechend den Änderungen des von der Statistik Österreich 
verlautbarten Verbraucherpreisindexes 2000 oder eines jeweils an seine Stelle 
tretenden Indexes neu festzusetzen, wenn die Änderung dieses Indexes seit der 
letzten Festsetzung mindestens 5 vH beträgt; diese Verordnungen sind jeweils mit 
dem der Indexänderung folgenden Kalenderjahr in Kraft zu setzen. Die 
Festsetzung hat in vollen Cent-Beträgen zu erfolgen, wobei Restbeträge bis zu 0,5 
Cent abzurunden und Restbeträge von mehr als 0,5 Cent aufzurunden sind. 

 
 
 
 
 
 

10. In § 66a Abs. 3 wird die Wortfolge „der Beträge nach Abs. 1 und 2“ durch die 
Wortfolge „des Betrages nach Abs. 1“ ersetzt. 
 

11. In § 66a Abs. 4 wird die Wortfolge „die in Abs. 2 festgelegten Beträge“ durch 
die Wortfolge „den in Abs. 1 festgelegten Betrag“ ersetzt. 

 
 

§ 68a 
Beiträge im Schuljahr 2020/21 

Die Schulerhalter werden für das Schuljahr 2020/21 ermächtigt, die Beiträge 
nach § 68 Abs. 1a für jene Schüler, die eine Verpflegung und Betreuung im 
Freizeitbereich ganztägiger Schulformen aufgrund von Maßnahmen zur 
Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 nicht in Anspruch nehmen oder in 
Anspruch nehmen können, teilweise nachzusehen; § 68 Abs. 1a letzter Satz gilt in 
diesem Fall sinngemäß. * 
 

* mit Ablauf des 31. August 2021 außer Kraft getreten 

12. Nach § 68 wird folgender § 68a eingefügt: 

§ 68a 
Beiträge im Schuljahr 2021/22 

Die Schulerhalter werden für das Schuljahr 2021/22 ermächtigt, die Beiträge 
nach § 68 Abs. 1a für jene Schüler, die eine Verpflegung und Betreuung im 
Freizeitbereich ganztägiger Schulformen aufgrund von Maßnahmen zur 
Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 nicht in Anspruch nehmen oder in 
Anspruch nehmen können, teilweise nachzusehen; § 68 Abs. 1a letzter Satz gilt in 
diesem Fall sinngemäß. 

 

14. Abschnitt 

Schulzeit 

§ 74 

Schuljahr für allgemeinbildende 
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Pflichtschulen 

(1) Das Schuljahr beginnt am zweiten Montag im September und dauert bis 
zum Beginn des nächsten Schuljahres. Das Schuljahr besteht aus dem 
Unterrichtsjahr und den Hauptferien. 

(2) Das Unterrichtsjahr beginnt mit dem Schuljahr und endet mit dem 
Beginn der Hauptferien. Es besteht aus zwei Semestern und den Semesterferien. 
Das erste Semester beginnt mit dem Schuljahr und dauert bis zum Beginn der 
Semesterferien. Die Semesterferien dauern eine Woche. Das zweite Semester 
beginnt an dem den jeweiligen Semesterferien folgenden Montag und dauert bis 
zum Beginn der Hauptferien. Die Hauptferien beginnen an dem Samstag, der 
frühestens am 5. Juli und spätestens am 11. Juli liegt; sie enden mit dem Beginn 
des nächsten Schuljahres. 

(3) Alle Tage des Unterrichtsjahres, die nicht nach den folgenden 
Bestimmungen schulfrei sind, sind Schultage. 

(4) Schulfrei sind außer den Hauptferien 

 a) die Samstage, die Sonntage und die gesetzlichen Feiertage, der 19. März, 
der 10. Oktober und der Allerseelentag, 

 b) die Tage vom 24. Dezember bis einschließlich 6. Jänner, der 
23. Dezember, sofern er auf einen Montag fällt (Weihnachtsferien); 

 c) der einem gemäß lit. a oder b schulfreien Freitag unmittelbar folgende 
Samstag; dies gilt für Samstag, den 8. Jänner, wenn der vorangehende 
Freitag schulfrei erklärt ist; 

 d) die Tage vom zweiten Montag im Februar bis einschließlich Samstag 
dieser Woche (Semesterferien); 

 e) die die Tage vom Samstag vor dem Palmsonntag bis einschließlich 
Ostermontag (Osterferien); 

 f) die Tage vom Samstag vor bis einschließlich Pfingstmontag 
(Pfingstferien); 

 g) die Tage vom 27. Oktober bis einschließlich 31. Oktober 
(Herbstferien). 

(5) (entfällt) 

(6) Abweichend von Abs. 4 lit. d kann die Bildungsdirektion durch 
Verordnung aus fremdenverkehrspolitischen Gründen den Beginn der 
Semesterferien um eine Woche verlegen, wenn verkehrspolitische Gründe oder 
überregionale Interessen nicht entgegenstehen. Eine solche Verordnung ist vor 
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Beginn des Kalenderjahres zu erlassen, das den Semesterferien vorangeht. 

(7) Die Bildungsdirektion kann in besonderen Fällen des schulischen oder 
sonstigen öffentlichen Lebens zusätzlich zu den nach § 8 Abs. 5 erster Satz 
Schulzeitgesetz 1985 als schulfrei erklärten Tagen bis zu zwei weitere Tage mit 
Verordnung schulfrei erklären, insbesondere zwei zwischen unterrichtsfreie Tage 
fallende Schultage. Sind in einem Gebäude mehrere Schulen untergebracht, ist 
nach Tunlichkeit eine gleichartige Entscheidung für diese Schulen zu treffen. 

(7a) (entfällt) 

(8) Bei Unbenutzbarkeit des Schulgebäudes, in Katastrophenfällen oder 
sonstigen zwingenden oder im öffentlichen Interesse gelegenen Gründen kann 
von der Bildungsdirektion die unumgänglich notwendige Zeit schulfrei erklärt 
werden, wobei gleichzeitig bestimmt werden kann, inwieweit diese Tage 
einzubringen sind. Das Einbringen der entfallenen Schultage kann durch 
Verringern der im Sinne der Abs. 2 und 4 lit. b bis f schulfrei erklärten Tage 
geschehen. Entfallen mehr als sechs Schultage, so ist das Einbringen anzuordnen. 
Die Hauptferien dürfen jedoch nicht um mehr als zwei Wochen verkürzt werden; 
der 24. und der 31. Dezember und die letzten drei Tage der Karwoche müssen 
jedenfalls schulfrei bleiben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

13. § 74 Abs. 8 lautet: 

(8) Bei Unbenützbarkeit des Schulgebäudes, in Katastrophenfällen oder aus 
sonstigen zwingenden oder im öffentlichen Interesse gelegenen Gründen kann 
von der Bildungsdirektion für die unumgänglich notwendige Zeit IKT-gestützter 
Unterricht ohne physische Anwesenheit in der Schule angeordnet werden. Wenn 
die Verordnung dieser Unterrichtsform nicht möglich oder aufgrund des Alters 
oder der Unterrichts- und Erziehungssituation der Schüler nicht zweckmäßig ist, 
kann die Bildungsdirektion die unumgänglich notwendige Zeit durch Verordnung 
für schulfrei erklären. Hierbei kann von der Bildungsdirektion gleichzeitig 
angeordnet werden, inwieweit diese Tage einzubringen sind. Das Einbringen der 
entfallenden Schultage kann durch Verringerung der im Sinne der Abs. 2 und 
Abs. 4 lit. b bis g schulfrei erklärten Tage geschehen. Entfallen mehr als sechs 
Schultage, so ist das Einbringen einzuordnen. Die Hauptferien dürfen jedoch 
nicht um mehr als zwei Wochen verkürzt werden; der 24. und der 31. Dezember 
und die letzten drei Tage der Karwoche müssen jedenfalls schulfrei bleiben. 

 

§ 80 

Schuljahr für Berufsschulen 

(1) Das Schuljahr beginnt für Berufsschulen am zweiten Montag im 
September und dauert bis zum Beginn des nächsten Schuljahres. Das Schuljahr 
besteht aus dem Unterrichtsjahr und den Hauptferien. 

(2) Abweichend von Abs. 1 kann die Bildungsdirektion durch Verordnung 
den Beginn des Schuljahres für einzelne Berufsschulen oder Organisationsformen 
von Berufsschulen nach deren Anhörung auf einen Schultag in der ersten 
Septemberwoche vorverlegen, wenn wichtige schulische Gründe hierfür 
vorliegen. 

(3) Das Unterrichtsjahr beginnt mit dem Schuljahr und endet mit dem 
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Beginn der Hauptferien. Bei ganzjährigen Berufsschulen besteht das 
Unterrichtsjahr aus zwei Semestern und den Semesterferien. Das erste Semester 
beginnt mit dem Schuljahr und dauert bis zum Beginn der Semesterferien. Die 
Semesterferien dauern eine Woche. Das zweite Semester beginnt an dem den 
jeweiligen Semesterferien folgenden Montag und dauert bis zum Beginn der 
Hauptferien. Die Hauptferien beginnen an dem Samstag, der frühestens am 5. Juli 
und spätestens am 11. Juli liegt. Sie enden mit dem Beginn des nächsten 
Schuljahres. Bei lehrgangsmäßigen Berufsschulen beginnen die Hauptferien mit 
dem Abschluß des letzten Lehrganges im Unterrichtsjahr. 

(4) Schulfrei sind außer den Hauptferien: 

 a) die Sonntage und die gesetzlichen Feiertage, der 19. März, der 
10. Oktober und der Allerseelentag, 

 b) die Tage vom 24. Dezember bis einschließlich 6. Jänner, der 
23. Dezember, sofern er auf einen Montag fällt (Weihnachtsferien); 

 c) der einem gemäß lit. a oder b schulfreien Freitag unmittelbar folgende 
Samstag; dies gilt für Samstag, den 8. Jänner, wenn der vorangehende 
Freitag schulfrei erklärt ist; 

 d) bei ganzjährigen oder saisonmäßigen Berufsschulen die Tage vom 
zweiten Montag im Februar bis einschließlich Samstag dieser Woche 
(diese Tage bilden bei ganzjährigen Berufsschulen die Semesterferien); 

 e) die Tage vom Samstag vor dem Palmsonntag bis einschließlich Montag 
nach Ostern (Osterferien); 

 f) die Tage vom Samstag bis einschließlich Montag nach Pfingsten 
(Pfingstferien). 

(4a) Die Bildungsdirektion kann über den Abs. 4 hinaus für einzelne 
Berufsschulen oder Organisationsformen von Berufsschulen nach deren 
Anhörung durch Verordnung folgende Tage schulfrei erklären: 

 a) den Dienstag nach Ostern; 

 b) den Dienstag nach Pfingsten. 

(5) § 74 Abs. 6 gilt in gleicher Weise für die Verlegung der Semesterferien 
abweichend von Abs. 4 lit. d. 

(6) Die Bildungsdirektion kann für Berufsschulen oder Organisationsformen 
von Berufsschulen nach deren Anhörung in besonderen Fällen des schulischen 
oder sonstigen öffentlichen Lebens zusätzlich zu den nach § 10 Abs. 6 erster Satz 
Schulzeitgesetz 1985 als schulfrei erklärten Tagen zwei weitere Tage mit 
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Verordnung für schulfrei erklären. 

(7) Im Falle einer Unterbrechung des Lehrganges an einer lehrgangsmäßigen 
Berufsschule aus Anlass von Ferien, oder aus sonstigen organisatorischen 
Gründen ist die volle Gesamtdauer des lehrplanmäßig vorgesehenen Unterrichts 
anzustreben; keinesfalls darf die im Lehrplan vorgesehene Zahl der 
Unterrichtsstunden für die jeweilige Schulstufe um mehr als ein Zehntel 
unterschritten werden. 

(8) Bei Unbenützbarkeit des Schulgebäudes, in Katastrophenfällen oder aus 
sonstigen zwingenden oder aus im öffentlichen Interesse liegenden Gründen kann 
von der Bildungsdirektion die unumgänglich notwendige Zeit schulfrei erklärt 
werden, wobei gleichzeitig bestimmt werden kann, inwieweit diese Tage 
einzubringen sind. Die Einbringung ist jedenfalls anzuordnen, wenn die im 
Lehrplan vorgesehene Zahl von Unterrichtsstunden für eine Schulstufe um mehr 
als ein Zehntel unterschritten werden würde. Die Hauptferien dürfen durch eine 
Einbringung jedoch nicht um mehr als zwei Wochen verkürzt werden; der 24. 
und der 31. Dezember und die letzten drei Tage der Karwoche müssen jedenfalls 
schulfrei bleiben. 

 
 
 
 
 

14. § 80 Abs. 8 lautet: 

(8) Bei Unbenützbarkeit des Schulgebäudes, in Katastrophenfällen oder aus 
sonstigen zwingenden oder aus im öffentlichen Interesse gelegenen Gründen 
kann von der Bildungsdirektion für die unumgänglich notwendige Zeit IKT-
gestützter Unterricht ohne physische Anwesenheit in der Schule angeordnet 
werden. Wenn die Verordnung dieser Unterrichtsform nicht möglich oder 
aufgrund der Unterrichts- und Erziehungssituation der Schüler nicht zweckmäßig 
ist, kann die Bildungsdirektion die unumgänglich notwendige Zeit durch 
Verordnung für schulfrei erklären. Hierbei kann von der Bildungsdirektion 
gleichzeitig angeordnet werden, inwieweit diese Tage einzubringen sind. Das 
Einbringen der entfallenden Schultage kann durch Verringerung der im Sinne der 
Abs. 2 und Abs. 4 lit. b bis f schulfrei erklärten Tage geschehen. Das Einbringen 
der entfallenden Schultage ist jedenfalls anzuordnen, wenn die im Lehrplan 
vorgesehen Zahl der Unterrichtsstunden für eine Schulstufe um mehr als ein 
Zehntel unterschritten werden würde. Die Hauptferien dürfen jedoch nicht um 
mehr als zwei Wochen verkürzt werden; der 24. und der 31. Dezember und die 
letzten drei Tage der Karwoche müssen jedenfalls schulfrei bleiben. 

 


	Gesetz, mit dem das Kärntner Schulgesetz geändert wird
	Textgegenüberstellung

